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Von der Aufgabenteilung bis zur Zentralisierungs-
tendenz: Literatur zum Schweizerischen  
Föderalismus 2017 

KLARA GROSSENBACHER, MLaw* 

Die Beobachtung der Entwicklungen in der föderalismusrelevanten Literatur bildet 

Teil der Forschungstätigkeit des Instituts für Föderalismus (IFF). Im Rahmen des vor-

liegenden Beitrags soll einerseits thematisch gegliedert eine Auswahl von Publikatio-

nen von Vertreterinnen und Vertretern der Wissenschaft präsentiert und andererseits 

ein Verzeichnis der einschlägigen Literatur zur Verfügung gestellt werden. 
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I. Einleitung 

Das Institut für Föderalismus (IFF) beobachtet im Auftrag der ch Stiftung für eidgenössische Zu-

sammenarbeit sowohl die Forschungstätigkeiten zu Fragen des Schweizerischen Föderalismus als 

auch die einschlägige Rechtsprechung des Bundes- und Bundesverwaltungsgerichts (siehe für 

Letztere mit Blick auf das Jahr 2017 den entsprechenden Beitrag in diesem Newsletter). Perio-

disch macht das Institut die Ergebnisse unter anderem im Rahmen eines Jahresrückblicks öffent-

lich zugänglich.  

Der vorliegende Beitrag widmet sich den 2017 erschienenen Publikationen von Vertreterinnen 

und Vertretern der Wissenschaft1, die sowohl aktuelle wie auch grundlegende Aspekte und 

Fragestellungen der Schweizerischen Bundesstaatlichkeit aufgreifen und dabei auf Problemfelder 

hinweisen, Lösungsansätze präsentieren und Vor- und Nachteile der dezentralen Staatsorganisa-

tion erörtern. Eine Auswahl der Publikationen wird im Folgenden überblicksweise und thema-

tisch geordnet dargestellt und in der gebotenen Kürze zu den jeweiligen Kernaussagen verdich-

tet. Für weitere Werke − ebenfalls verstanden als eine (breite) Auswahl − sei auf die Literaturliste 

(Kapitel III) verwiesen. 

II. Auswahl föderalismusrelevanter Publikationen des Jahres 2017 

1. Föderalismus und Demokratie 

Im Dezember 2016 hat das Bundesgericht anlässlich kantonaler Stellungnahmen im Abstim-

mungskampf um das Nachrichtendienstgesetz des Bundes entschieden, dass eine kantonale be-

hördliche Intervention vor eidgenössischen Abstimmungen dann zulässig ist, wenn ihr ein unmit-

telbares und besonderes Interesse am Ausgang der Abstimmung zugrunde liegt, welches dasje-

nige anderer Kantone deutlich übersteigt2. Dieses Zulässigkeitskriterium wird in der Literatur rege 

diskutiert. CHRISTOPH AUER (AUER, Interventionsverbot) und LORENZ LANGER weisen ange-

sichts der zunehmenden Tendenz zu entsprechenden (digitalen) Verlautbarungen darauf hin, dass 

die bundesgerichtliche Rechtsprechung die Rechtswirklichkeit nicht zu erfassen vermag. Da aus-

serdem gemäss AUER (AUER, Kommentar) öffentliche Stellungnahmen von Kantonsregierungen 

den Meinungsbildungsprozess nicht bedrohen, sprechen sich beide Autoren für eine Abkehr vom 

Kriterium der besonderen Betroffenheit aus und befürworten stattdessen die Zulässigkeit von kan-

tonalen behördlichen Interventionen bereits bei Enhaltung der Prinzipien der Transparenz, der 

Verhältnismässig- und Sachlichkeit. BENEDIKT PIRKER zeigt sich hingegen vom Zulässigkeitskri-

terium der besonderen Betroffenheit grundsätzlich überzeugt und spricht sich dafür aus, die nicht 

                                                           

*  Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Föderalismus der Universität Freiburg (klara.grossenba-

cher@unifr.ch). 
1  Erfasst wurden Publikationen im Rahmen von Monographien, Sammelbänden, Fachzeitschriften und ausgewähl-

ten Printmedien. 
2  BGE 143 I 78. 

mailto:klara.grossenbacher@unifr.ch
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allzu strenge Handhabung des Kriteriums durch das Bundesgericht mit strengeren materiellen 

Anforderungen an die Intervention aufzuwiegen. 

2. Territoriale Organisation des Schweizerischen Bundesstaats 

a) Bestand der Kantone 

JÜRG M. TIEFENTHAL (TIEFENTHAL, Bundesstaat) beschäftigt sich mit den bundesverfassungs-

rechtlichen Grundlagen für Veränderungen im Bestand der Kantone und weist darauf hin, dass 

insbesondere Neugründungen von Kantonen oder Sezessionen bzw. Inkorporationen mit interna-

tionalem Bezug zahlreiche komplexe Rechtsfragen aufwerfen, die das geltende Verfassungsrecht 

nicht ausreichend zu beantworten vermag. 

b) Herausforderung territoriale Organisation: Zukunft der Binnengliederung? 

Die der heutigen Lebensweise geschuldete Abweichung der gelebten, funktionalen Räume von 

den (kleinräumigen) politisch-administrativen Grenzen und insbesondere die daraus erwachsende 

Problematik der Inkogruenz von Leistungsträgern und -bezügern entpuppt sich als Dauerbrenner 

in der Föderalismusdiskussion3. Im Jahr 2017 nehmen sich etwa HELMUT STALDER und LORENZ 

BÖSCH der Thematik an. Während STALDER den Fokus auf die Schaffung von Kongruenz mittels 

einer gross angelegten Neuzeichnung der Kantonslandschaft entsprechend dem von allen Staats-

stufen entwickelten «Raumkonzept Schweiz»4 legt, präsentiert BÖSCH stattdessen ein schrittwei-

ses Vorgehen. Mit Blick auf die Erfolglosigkeit bisheriger Versuche der Anpassung institutionel-

ler Ebenen an funktionale Räume empfiehlt sich gemäss BÖSCH eine Annäherung an dieses Vor-

haben durch vereinfachte Verfahren für den Kantonswechsel grenznaher Gemeinden oder die 

Schaffung einer weiteren Handlungsebene neben Bund, Kantonen und Gemeinden (sog. vierte 

Staatsebene).  

3. Multikulturalität und Minderheitenschutz 

Mit seinem Entscheid vom 3. Mai 2017 hat das Bundesgericht die im Kanton Graubünden einge-

reichte «Fremdspracheninitiative» für gültig erklärt5. Diese fordert, dass in den Primarschulen des 

Kantons lediglich eine Fremdsprache unterrichtet wird – je nach Sprachregion Deutsch oder Eng-

lisch. Für THOMAS BURRI lässt die verfassungsrechtlich verankerte Eigenständigkeit der Kantone 

                                                           

3  Vgl. etwa auch BUSSMANN WERNER, Föderalismus, Territorialreform und direkte Demokratie, NZZ vom 7. Januar 

2015, S. 21.; STEINER RETO, Interkommunale Zusammenarbeit, in: Bergmann Andreas et al. (Hrsg.); Praxishand-

buch Public Management, Zürich 2016, S. 897 ff.; WALDMANN BERNHARD, Föderalismus in der Schweiz: Nur 

noch Folklore?, in: Hrbek Rudolf/Grosse Hüttmann Martin (Hrsg.), Föderalismus das Problem oder die Lösung? 

Baden-Baden 2016, S. 103 ff.  
4  Das Raumkonzept Schweiz ist ein (juristisch unverbindlicher) Orientierungsrahmen für die Raumentwicklung in 

der Schweiz. Das Konzept sieht dafür die Orientierung an zwölf überregionalen Handlungsräumen vor. Weiter-

führende Informationen: https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-

und-planung/raumkonzept-schweiz.html (besucht am 23.1.2018). 
5  BGE 143 I 361. 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/raumkonzept-schweiz.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/raumentwicklung-und-raumplanung/strategie-und-planung/raumkonzept-schweiz.html


aus: Newsletter IFF 1/2018  Klara Grossenbacher 

 

4 

und Kompetenzordnung zwar praktisch keinen anderen Entscheid zu, dennoch beurteilt er das 

Urteil mit Blick auf den Minderheitenschutz als «wohlgemeinten, doch letzlich übertriebenen Fö-

deralismus».  

4. Kompetenz- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen 

a) Gerichtliche Überprüfung der verfassungsrechtlichen Kompetenz- und Aufgabenordnung  

Im Auftrag der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) nimmt sich FELIX UHLMANN (UHL-

MANN, Gutachten) anlässlich seines Gutachtens zur gerichtlichen Überprüfung der föderalisti-

schen Grundsätze unter anderem der Frage an, ob sich die Kantone vor Bundesgericht gegen 

kompetenzwidrig erlassenes Bundesrecht wehren können. Angesichts der Justiziabilität der bun-

desverfassungrechtlichen Kompetenz- und Aufgabenteilung bejaht UHLMANN die Möglichkeit 

einer staatsrechtlichen Klage, wobei diese für Bundesgesetze − mit Blick auf das entsprechende 

Anwendungsgebot6 − lediglich (aber immerhin) zu einer bundesgerichtlichen Feststellung der 

Verfassungswidrigkeit und einer entsprechenden Korrekturempfehlung an die Adresse des Bun-

desgesetzgebers führen kann.  

b) Zentralisierungstendenz 

CHRISTOPH A. SCHALTEGGER und THOMAS M. STUDER nähern sich dem Themenbereich der 

Zentralisierungstendenz im Schweizerischen Bundesstaat unter Bezugnahme auf das «Popitzsche 

Gesetz der Anziehungskraft des grössten Etats» an. Johannes Popitz vertrat mit seiner in den 

1920er Jahren aufgestellten These die Ansicht einer unvermeidlichen Anziehungskraft des Ge-

samtstaates, die allen föderalen Staaten gemein ist. Für SCHALTEGGER/STUDER offenbart sich vor 

diesem Hintergund die Notwendigkeit institutioneller Absicherungen gegen die schleichende 

Zentralisierung. Entsprechend spricht sich CHRISTOPH A. SCHALTEGGER – gerade mit Blick auf 

die auch nach dem NFA wieder feststellbare Zentralisierung und Verflechtung − auch zusammen 

mit MARC M. WINISTÖRFER und LUCA FÄSSLER etwa für eine jeweilige Überprüfung von Bun-

desvorlagen auf ihre Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Prinzip der fiskali-

schen Äquivalenz aus. SEAN MÜLLER und PAOLO DARDANELLI (MÜLLER/DARDANELLI, Koope-

ration sowie MÜLLER/DARDANELLI, De/Centralisation) schlüsseln die Zentralisierungstendenz 

nach Staatsfunktion auf und stellen fest, dass eine Konzentration hin zum Bund hauptsächlich im 

Bereich der Gesetzgebung zu verzeichnen ist, während die Kantonszuständigkeit im finanziellen 

und administrativen Bereich bislang weniger tangiert wurde. Insgesamt geben sie ausserdem zu 

bedenken, dass die Zentralisierungtendenz auch vor dem Hintergrund der starken dezentralen 

Ausrichtung zu Beginn des modernen Bundesstaats interpretiert werden muss – einer Ausgangs-

lage, die praktisch nur «zuungunsten der Kantone verlaufen» konnte. 

                                                           

6  Art. 190 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschft vom 18. April 1999 (SR 101). 
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c) Einzelfragen der Kompetenz- und Aufgabenordnung  

Gemäss Bundesgericht bewegt sich das Wahlverfahren für Richterinnen und Richter im Kanton 

Solothurn, wonach bei fehlender Demission in einem ersten Wahlgang nur bisherige Amtsinhaber 

und -inhaberinnen zugelassen sind, im Rahmen der kantonalen Organisationsautonomie7. 

MARKUS SCHEFER und LUKAS SCHAUB stehen diesem Entscheid mit Blick auf die materielle 

Begrenzung der kantonalen Organisationsautonomie durch die bundesverfassungsrechtliche Ga-

rantie der politischen Rechte kritisch gegenüber.  

ARNOLD MARTI fordert angesichts der den Rechtsschutz tangierenden, hohen kantonalen Tarife 

für Zivilprozesse ein Tätigwerden des Bundes im Rahmen der Evaluation und Anpassung der 

Zivilprozessordnung. Konkret spricht sich MARTI etwa für eine Ermächtigung des Bundesrats zur 

Festlegung von Rahmentarifen für die Prozesskosten aus und befürwortet ausserdem bundesrecht-

liche Kriterien für die konkrete Bemessung der Gerichtskosten.  

JÜRG M. TIEFENTHAL (TIEFENTHAL, Polizeihoheit) zeigt auf, dass sich die tatsächliche Regulie-

rung im Bereich der Sicherheitspolitik längst nicht mehr entlang der verfassungsrechtlichen Zu-

ständigkeitsordnung bewegt. Entsprechend befürwortet er eine Neukonzeption der Sicherheits-

verfassung und dabei eine klare Aufgabenzuweisung an Bund und Kantone.  

Nach JEAN-BAPTISTE ZUFFEREY ist die Regelung von Prävention und Umgang mit Erdbeben-

schäden dem Bund lediglich punktuell und indirekt im Rahmen der Wahrnehmung anderer Kom-

petenzen zugänglich. Grundsätzlich sei der Themenbereich somit im Zuständigkeitsbereich der 

Kantone anzusiedeln. Da diese die Thematik unterschiedlich und oftmals nicht spezifisch ange-

hen8, spricht sich ZUFFEREY für eine entsprechende Rahmengesetzgebungskompetenz des Bun-

des aus9. 

Gemäss dem Wortlaut der am 4. März 2018 vom Schweizer Stimmvolk abgelehnten «No-Billag-

Initiative» sollte die Förderung von Radio und Fernsehen lediglich dem Bund verwehrt bleiben. 

Entsprechend verweist BENJAMIN SCHINDLER darauf, dass bei Annahme der Initiative die Kan-

tone gefordert gewesen wären, über die Erhebung von Gebühren und das Ausrichten von Sub-

ventionen eine sachgerechte und vielfältige Informationsversorgung zu gewährleisten. Mit einem 

anderen Aspekt rund um die Kompetenz des Bundes im Bereich der elektronischen Medien10 be-

schäftigt sich URS SAXER. SAXER geht der Frage nach, ob sich diese Kompetenz − neben der 

Regelung von Radio und Fernsehen − auch auf die Regulierung publizistischer Angebote im In-

ternet erstreckt. Mit Blick auf die klare Trennung zwischen Rundfunk und Printmedien verneint 

                                                           

7  BGE 143 I 211. Siehe Zusammenfassung des Urteils im Artikel «Föderalismusrelevante Rechtsprechung des Bun-

des- und des Bundesverwaltungsgerichts im Jahr 2017» in diesem Newsletter, Kapitel II. 
8  Bezüglich des Umgangs der Kantone mit Erdbebenschäden sind die (jüngst gescheiterten) interkantonalen Bestre-

bungen hinsichtlich einer flächendeckenden obligatorischen Erdbebenversicherung zu erwähnen, siehe dazu 

http://www.kdk.ch/de/aktuell/medienmitteilungen/medienmitteilung/a/2460/ (besucht am 25.1.2018).  
9  Siehe für die Häufigkeit von Erdbeben in der Schweiz etwa https://www.srf.ch/news/schweiz/1230-erschuetterun-

gen-pro-jahr-die-schweiz-ist-ein-erdbebenland (besucht am 25.1.2018). 
10  Art. 93 Abs. 1 BV. 

http://www.kdk.ch/de/aktuell/medienmitteilungen/medienmitteilung/a/2460/
https://www.srf.ch/news/schweiz/1230-erschuetterungen-pro-jahr-die-schweiz-ist-ein-erdbebenland
https://www.srf.ch/news/schweiz/1230-erschuetterungen-pro-jahr-die-schweiz-ist-ein-erdbebenland
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SAXER eine entsprechende Regelungsbefugnis des Bundes und verweist hierfür auf die Notwen-

digkeit der Schaffung einer entsprechenden verfassungsrechtlichen Grundlage11.  

UELI KIESER und KASPAR SANER halten ausserdem fest, dass es Kantonen und Gemeinden zu-

steht, für die Vermögensanlage ihrer Vorsorgeeinrichtungen Vorgaben zu definieren, solange 

diese Regelungen ein anderes Ziel verfolgen als die abschliessende Bundesregelung der berufli-

chen Vorsorge und solange sie dem Sinn und Zweck der Bundesregelung nicht zuwiderlaufen.  

5. Interkantonale Kooperation 

Die horizontale Zusammenarbeit im Schweizerischen Bundesstaat wurde in der Vergangenheit 

vielfach hinsichtlich des Demokratiedefizits interkantonaler Vereinbarungen diskutiert12. Im Jahr 

2017 legte etwa SEAN MÜLLER zusammen mit JOHANNA SCHNABEL oder NATHALIE BEHNKE 

das Augenmerk auf die institutionalisierten interkantonalen Gremien – die Regierungskonferen-

zen – und ergründete deren Funktionen und Ziele im föderalen Gefüge der Schweiz. So halten  

MÜLLER/SCHNABEL etwa fest, dass die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) primär die 

Stimme der Kantone auf Bundesebene einbringt, währenddem fachbezogene Regierungskonfe-

renzen im Rahmen ihrer Tätigkeiten hauptsächlich darauf bedacht sind, sachspezifisch zu koope-

rieren und einer Zentralisierung entgegenzuwirken. 

6. Finanzieller Föderalismus 

Im Rahmen ihrer Abhandlung des öffentlichen Finanzrechts analysieren ANDREAS LIENHARD, 

AUGUST MÄCHLER und AGATA ZIELNIEWICZ auch die Finanzierung von Staatsaufgaben im fö-

deralistischen Gefüge. Zudem greifen LIENHARD et al. etwa auch die Ausgestaltung der Schul-

denbremse und damit das Thema der finanziellen Nachhaltigkeit auf Bundesebene und in den 

Kantonen auf. Speziell mit dem rechtlichen Rahmen der Insolvenzprävention in Bund und Kan-

tonen befassen sich KLAUS A. VALLENDER und DAVID WALDMEIER. Mit Blick auf den langfris-

tigen Horizont dieser finanzpolitischen Steuerungsinstrumente betonen VALLENDER/WALD-

MEIER die Notwendigkeit der «Bestandesfestigkeit» der entsprechenden Normen und befürworten 

deren Verankerung auf Verfassungsstufe. 

FABIO CAPELLETTI verschafft in seinem Beitrag im italienischsprachigen Sammelband «Il feder-

alismo Svizzero» (herausgegeben von SEAN MÜLLER und ANJA GIUDICI) einen Überblick über 

                                                           

11  Anders DUMERMUTH MARTIN, Die Zuständigkeit des Bundes im Bereich der elektronischen Medien nach Art. 93 

BV, in: ZBl (117) 2016, S. 335 ff. Ihm zufolge reicht die Zuständigkeit des Bundes im Bereich der elektronischen 

Medien so weit, dass er auch die der öffentlichen Kommunikationen und Meinungsbildung dienenden Online-

Medien regeln kann. 
12  Vgl. etwa BOMATTER RALPH, Herausforderung Konkordate: Inventar der von den Kantonsparlamenten eingesetz-

ten Institutionen und Verfahren, in: AJP (23) 2014, S. 1684 ff.; VATTER ADRIAN, Föderalismus, in: Peter Knoepfel 

et al., Handbuch der Schweizer Politik/Manuel de la politique suisse, 5.A., Zürich 2014 (inzwischen 6. unverän-

derte Auflage 2017), S. 135 f.; BOCHSLER DANIEL, Drei Gründe für eine grosse Territorialreform, NZZ vom 

30. Oktober 2014, S. 23; exemplarisch auch SCHWARZ DANIEL/STEINER RETO/FIVAZ JAN, Mitwirkungsmöglich-

keiten des Urner Landrates bei der Ausarbeitung von Konkordaten und anderen interkantonalen Vereinbarungen, 

KPM-Schriftenreihe Nr. 63, Bern 2016. 
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die Thematik des Finanzausgleichs in der Schweiz – von der geschichtlichen Entwicklung des 

Ausgleichsmechanismus seit der Gründung des modernen Bundesstaates bis zu den jüngsten 

Spannungen rund um dessen Ausgestaltung. CHRISTOPH A. SCHALTEGGER, CHRISTIAN FREY und 

LUKAS A. SCHMID sehen insbesondere in einem gut (und damit auch anreizbasiert) ausgestalteten 

solidarischen finanziellen Ausgleich zwischen den Kantonen ein probates Mittel zur Erhaltung 

der föderalistischen Staatsorganisation der Schweiz und damit zur Wahrung günstiger wirtschaft-

licher Rahmenbedingungen13. 

7. Kantonale Unterschiede und die Innovationskraft der dezentralen Leistungser-

bringung 

Vom «Kantönligeist» bis zum «Laborföderalismus»: Kantonale Divergenzen und deren Vor- und 

Nachteile geben regelmässig Anlass zu Diskussionen. Im Folgenden soll auf einige Publikationen 

hingewiesen werden, die sich der Thematik − aus der einen oder anderen Perspektive sowie auch 

rein deskriptiv − annähern. 

a) Interkantonale Vergleiche 

Der Umfang der Rechtsbestände variiert von Kanton zu Kanton unter Umständen stark − so FELIX 

UHLMANN gestützt auf mehrere Studien (UHLMANN, Kantone). Das erstaunt insofern nicht, als 

dass die verschiedenen Untersuchungen sowohl mit der Kantonsgrösse als auch der jeweiligen 

Gesetzgebungstradition Faktoren identifizieren, die die Quantität der Rechtsetzungstätigkeit zu 

beeinflussen vermögen.  

Die Unterschiede im Bereich der heilpädagogischen Leistungen in den Deutschschweizer Kanto-

nen veranlasst ALAIN WIMMERBERG, ARNOLD BÄCHLER und CYRILL LÜDIN zur Forderung, den 

dezentralen Ansatz aufzugeben. Die kantonalen Divergenzen führen sie neben unterschiedlichen 

Vorgaben auch auf Unterschiede hinsichtlich der finanziellen Ressourcen zurück. 

Die seit 2012 geltende, harmonisierte Spitalfinanzierung im Rahmen von Fallpauschalen belässt 

den Kantonen die Möglichkeit, Spitäler für sog. gemeinwirtschaftliche Leistungen zu entschädi-

gen. PETER VOLLENWEIDER stellt im Rahmen seiner Kritik an diesem kantonalen Gestaltungs-

spielraum grosse Unterschiede zwischen den Kantonen fest, insbesondere auch zwischen den 

Kantonen der West- und Deutschschweiz. 

LUKAS WIDMER präsentiert im Rahmem seiner Dissertation ausserdem eine rechtsvergleichende 

Darstellung der kantonalen Organisations- und Zuständigkeitsstrukturen im Bereich der Naturge-

fahrenprävention. 

                                                           

13  Siehe zu diesem Punkt und grundsätzlich zum Thema des Verhältnisses von Föderalismus und Wettbewerbsfähig-

keit auch FELD LARS P./SCHALTEGGER CHRISTOPH A. et al., Föderalismus und Wettbewerbsfähigkeit in der 

Schweiz; Staatsstrukturen für eine erfolgreiche Schweiz im 21. Jahrhundert, Zürich 2017 (unten, in Kapitel 7, mit 

Blick auf den Aspekt der Innovationskraft dezentraler Leistungserbringung behandelt). 
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b) Innovationskraft der Dezentralisierung 

LARS P. FELD und CHRISTOPH A. SCHALTEGGER zeichnen im Rahmen ihrer Studie14 ein positives 

Bild hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit föderaler Staaten im Allgemeinen und der Schweiz 

als stark dezentral organisiertem Staat im Besonderen. Ursächlich dafür ist nach FELD/SCHALTEG-

GER unter anderem die regional ausgerichtete, bedarfsgerechte öffentliche Leistungserbringung, 

welche sowohl die lokale Innovationstätigkeit als auch den interkantonalen Wettbewerb befeuert 

und sich damit insgesamt positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung auswirkt15. Diesen günsti-

gen Rahmenbedigungen gilt es somit aus Sicht der beiden Autoren etwa durch die Wahrung der 

Kantonsautonomie Sorge zu tragen. 

8. Föderalismus und Aussenpolitik 

JUDITH WYTTENBACH zeigt das allfällige Spannungsfeld zwischen der aussenpolitischen Kom-

petenz des Bundes und der Implementierung der völkerrechtlichen Verpflichtungen gemäss in-

nerstaatlicher Zuständigkeitsordnung auf und befasst sich insbesondere mit den möglichen Span-

nungen im «föderalistischen Gleichgewicht» im Rahmen der Umsetzung internationaler Men-

schenrechtsabkommen. Geleitet wird WYTTENBACH dabei von der Frage, wie sich das Ziel der 

Verwirklichung des Menschenrechtsschutzes mit der Wahrung der Grundsätze des Schweizeri-

schen Föderalismus am besten vereinbaren lässt. Als zielführend erweise sich dabei unter ande-

rem die vorgängige Konsultation der subnationalen Ebene. 

MICHAEL MONTAVON und LUC VOLLERY veranschaulichen die Thematik der Umsetzung von 

internationalen Übereinkünften auf Kantonsebene sodann exemplarisch anhand der gesetzgebe-

rischen Umsetzung der Aarhus-Konvention16 durch den Kanton Freiburg. Besonderes Augenmerk 

legen die beiden Autoren auf die dabei seitens des Bundes eingesetzte gesetzgeberische Beson-

derheit, wonach bei noch ausstehender Umsetzung durch die Kantone die bundesrechtliche Re-

gelung anwendbar ist.  

  

                                                           

14  Studie im Auftrag der ch Stiftung für eidgenössische Zusammenarbeit und des Verbands Schweizerischer Kanto-

nalbanken. 
15  Siehe zu diesem Punkt und grundsätzlich zum Thema des Verhältnisses von Föderalismus und Wettbewerbsfähig-

keit auch SCHALTEGGER CHRISTOPH A./FREY CHRISTIAN/SCHMID LUKAS A., Föderalismus fördern, in: Schweizer 

Monat 1044/2017, S. 52 ff. (oben behandelt in Kapitel 6, Finanzieller Föderalismus, mit Fokus auf den die De-

zentralisierung erhaltenden Finanzausgleich).  
16  Internationales Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entschei-

dungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998, SR 0.814.07. 
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zentralisierung in der Schweiz: Die politischen Effekte der Föderalismusreform NFA, in: 

Europäisches Zentrum für Föderalismus-Forschung Tübingen, EZFF (Hrsg.), Jahrbuch des 

Föderalismus 2017, Baden-Baden 2017, S. 184 ff. 

ARNOLD TOBIAS, Playing the Vertical Power Game: The Impact of Local Authorities in Can-

tonal Parliaments on the Financing of Special Schools, in: Swiss Political Science Review 

(23) 2017, S. 116 ff. 

AUDERSET JURI, Tocqueville und die Demokratie in der Schweiz. Analysen, Rezeptionsfelder 

und Aktualisierungen, in: Krause Skadi Siiri (Hrsg.), Erfahrungsräume der Demokratie. Zum 

Staatsdenken von Alexis de Tocqueville, Stuttgart 2017, S. 39 ff. 

AUER CHRISTOPH, Ist das Interventionsverbot noch zeitgemäss?, in: ZBl (118) 2017, S. 181 ff.  

(zit. AUER, Interventionsverbot). 

AUER CHRISTOPH, Kommentar zum Urteil 1C_455/2016 vom 14. Dezember 2016, in: ZBl 

(118) 2017, S. 216 ff. (zit. AUER, Kommentar). 

BÄTSCHMANN BETTINA, Das Behördenreferendum in den Kantonen, in: LeGes (28) 2017, 

S. 27 ff. 

BEHNKE NATHALIE/MÜLLER SEAN, The purpose of intergovernmental councils: A framework 

for analysis and comparison, in: Regional & Federal Studies (27) 5/2017, S. 507 ff. 

BELSER EVA MARIA (im Interview), Die Quadratur der Vielfalt, universitas 2/2017/2016, 

S. 40 ff. 

BELSER EVA MARIA/WALDMANN BERNHARD/WIEDERKEHR RENÉ, Staatsorganisationsrecht, 

Zürich 2017. 

BIAGGINI GIOVANNI, Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft. Kommentar, 

2. Auflage, Zürich 2017. 

BOCHSLER DANIEL, Lo stemperamento die contorini politici die cantoni svizzeri, in: Sean 

Müller/Anja Giudici (Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017. 

BORLAT JULIEN, La tâche assignée à la Confédération et aux cantons en matière d’adaption des 

forêts aux changements climatiques, in : Newsletter IFF 1/217 vom 16. März 2017. 

BÖSCH LORENZ, Funktionale Räume statt Kantone?, NZZ vom 19. Juli 2017, S. 11. 

BRAUN DIETMAR/RUIZ CHRISTIAN/SCHNABEL JOHANNA, Consolidation Policies in Federal 

States. Conflicts and Solutions, Abingdon 2017. 

BRÜLHART MARIUS/SCHMIDHEINY KURT, Steuerzahler suchen bei Vermögenssteuern nach 

Ausweichstrategien, in: Die Volkswirtschaft (90) 5/2017, S, 34 ff. 

BURRI THOMAS, Verfassungs- und staatsrechtliche Bedenken anlässlich des BGE zur Bündner 

Spracheninitiative, in: sui-generis 2017, S. 148 ff. 
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in: Jusletter vom 28. August 2017. 

FASSBENDER BARDO, Auswärtige Gewalt, in: Heinrich Oberreuter (Hrsg.), Staatslexikon, Band 

1, 8. Auflage, Freiburg im Breisgau, S. 501 ff. 

FELD LARS P./SCHALTEGGER CHRISTOPH A. et al., Föderalismus und Wettbewerbsfähigkeit in 
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Giudici (Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017. 

GIUDICI ANJA, Una centralizzazione passata dalla porta di servizio? Il federalismo scolastico 

svizzero : origini, evoluzione e sfide contemporanee, in : Sean Müller/Anja Giudici (Hrsg.),  

Il federalismo svizzero, Locarno 2017. 

GLASER ANDREAS (Hrsg.), Politische Rechte für Ausländerinnen und Ausländer?, Zürich 2017. 

HENSELER DAVID, Observationen von Sozialhilfebezügern – das Beispiel der Stadt Zürich, in: 

Jusletter 11. Dezember 2017. 

JAGGI YVETTE, Les milliards de la solidarité confédérale, Domaine Public 2171 du 3 juillet 

2017.  

JOMINI ANDRÉ, Le juge administratif et la médiation, in: «Justice – Justiz – Giustizia» 3/2017. 

JUNOD GRÉGOIRE, « Les villes devraient être mieux écoutées », Le Temps vom 27. Oktober,  

S. 7. 

KIESER UELI/SANER KASPAR, Vermögensanlage von Vorsorgeeinrichtungen, in: AJP (26) 2017, 

S. 327 ff. 

KURATHLI PETER, Die öffentliche Statistik im Recht, Zürich/St. Gallen 2017. 

KOCH PHILIPPE/ROCHAT PHILIPPE E., The Effects of Local Government Consolidation on Turn-

out: Evidence from a Quasi-Experiment in Switzerland, in: Swiss Political Science Review 

(23) 2017, S. 215 ff. 

KÜBLER DANIEL, Le agglomerazioni urbane – nuovi attori del federalismo svizzero ?, in : Sean 

Müller/Anja Giudici (Hrsg.), Il federalismo svizzero, Locarno 2017. 
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(118) 2017, S. 183 ff. 
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MÜLLER SEAN/VATTER ADRIAN, Federalism and Decentralisation in Switzerland, in: Ferdinand 

Karlhofer/Günther Pallaver (Hrsg.), Federal power-sharing in Europe, Baden-Baden 2017, 
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